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Historiker fordern mehr Schweizer Geschichte
Der Nachwuchs an Schulen und Unis soll besser über das Land Bescheid wissen

URS HAFNER

Die Zeiten sind unübersichtlich. Die
Schweizerische Volkspartei zieht mit
Friedenstauben ins Gefecht, die Frei-
sinnigen treiben die polizeiliche Über-
wachung verdächtiger Bürger voran,
und die Historikerinnen und Histori-
ker wollen mehr Militärgeschichte.
Ausgerechnet sie, die traditionell jeden
Staatsapparat kritisch beäugen.

Das Fach verschwindet

Kürzlich hat die Schweizerische Gesell-
schaft für Geschichte (SGG) im Restau-
rant Casino in Bern zu Häppchen und
Austausch geladen – zusammen mit der
Parlamentarischen Gruppe Geschichte.
Die SGG schmiedete die Allianz mit der
Bundespolitik bereits vor fünf Jahren,
um die Schweizer Geschichte zu stärken.

Diese hat, es ist bekannt, einen schwe-
ren Stand. In den Schulen verschwindet
das Fach, in der Sekundarstufe 1 heisst
die Geschichte nicht mehr Geschichte, in

den Berufsschulen ist sie quasi inexis-
tent.Von den fünfzig Lehrstühlen an hie-
sigen Hochschulen beschäftigen sich
nominell nur vier mit Schweizer Ge-
schichte. Dem Land bekäme mehr
Schweizer Geschichte nicht schlecht.

Überraschend mündete der Berner
Anlass in einen patriotischen Weckruf,
der an die anwesenden Parlamentarier,
Geschichtsprofessoren und Bundesrat
Martin Pfister erging, auch er ein Histori-
ker, wie er betonte. Der SGG-General-
sekretär Flavio Eichmann zeichnete ein
besorgniserregendes Bild. Das Fach Ge-
schichte sei überspezialisiert und entpoli-
tisiert, es vermittle die Kenntnis unserer
Institutionen ungenügend und vernach-
lässige die Themen Militär und Sicherheit,
die in der jetzigen Weltlage wichtiger
denn je seien. Das war kein gutes Zeug-
nis, das Eichmann dem Fach ausstellte.

Einige Anwesende rieben sich die
Augen, aber damit hätten sie besser zu-
gewartet. Denn nun brachte Kijan Espa-
hangizi von der SGG-Gruppe Histori-
sche Bildung den staatspolitischen Nut-

zen der Geschichte ins Spiel. Sie schaffe
ein Bewusstsein für Freiheit und gesell-
schaftliche Resilienz, und ja, so sagte der
Historiker der Universität Zürich tat-
sächlich, vielleicht brauchten wir wieder
eine geistige Landesverteidigung. Deren
Produzenten wären die Historiker.
Gegen wen sich die Verteidigung richten
müsse, sagte Espahangizi nicht. Der
Aggressor sind wohl die Russen.

Bollwerk gegen Faschismus

Seit Jahrzehnten mühen sich Historiker
damit ab, die geistige Landesverteidigung
zu verstehen, die in der Mitte des 20. Jahr-
hunderts im Zenit stand. Das mentale,
kulturelle und staatliche Bollwerk, das
gegen Faschismus, Kommunismus und
schliesslich gegen jegliche intellektuelle
Dissidenz errichtet wurde, hatte schwer-
wiegende Folgen für die Freiheit des
Denkens und die Ungleichheit der Ge-
schlechter im Land. Wer das anmerkte,
wurde als linker Landesverräter gebrand-
markt. Es ist noch nicht lange her.

Die SGG-Präsidentin Franziska Zaugg
von der Universität Freiburg sorgte für
weitere Verblüffung. Sie plädierte für die
Stärkung und Öffnung der Milak. Für
Laien: Die Milak ist die Militärakademie
der ETH Zürich, welche die Berufsoffi-
ziere der Schweizer Armee ausbildet.
Zivilen Studierenden ist sie verschlossen.
Mit der Forderung verbindet die SGG die
Hoffnung, dass Historiker besser über
Bedrohungslagen und Sicherheitsfragen
Bescheid wissen. Denn das ist es, was laut
SGG zur Stunde nottut.

Das Schlusswort hielt Jakob Stark,
Co-Präsident der Parlamentarischen
Gruppe Geschichte und SVP-Ständerat
des Kantons Thurgau. Er temperierte
seine Ausführungen, wahrscheinlich
hatte er mit linken Historikern im Publi-
kum gerechnet. Die Schlachten der alten
Eidgenossen, für die er sich noch begeis-
tert habe, taugten nicht mehr, sagte Stark.
Man brauche neue Geschichten, die der
Sicherheit der Schweiz und der Identität
dienten. Die geistige Landesverteidigung
ist in der Politik angekommen.

Der 43-Milliarden-Franken-Streit
Der frühere Chef der Atomaufsicht übt Fundamentalkritik an der Studie der Akademie der Wissenschaften – diese kontert vehement

DAVID VONPLON

Bis zu 43 Milliarden Franken könnte ein
neues Kernkraftwerk kosten. Zu diesem
beunruhigenden Schluss kam im August
eine Studie der Akademie der Natur-
wissenschaften Schweiz (SCNAT). Der
Bericht schlug hohe Wellen – und liess
die Atomgegner frohlocken. Sie hatten
schon immer gesagt, dass die Aufhebung
des AKW-Neubauverbots für Strom-
kunden und Steuerzahlende ein Fass
ohne Boden sei. Nun können sie sich im
anstehenden Abstimmungskampf auf
eine Studie berufen – und ihr Schre-
ckensszenario mit einer wissenschaftlich
belastbaren Zahl untermauern.

Ein neuer Bericht des Nuklearexper-
ten Georg Schwarz demontiert nun aller-
dings die Berechnungen der SCNAT.
Schwarz kennt die Kernenergie nicht nur
aus der Theorie. Er war bis Ende Okto-
ber 2021 stellvertretender Direktor des
Eidgenössischen Nuklearsicherheits-
inspektorats Ensi und leitete dort den
Aufsichtsbereich Kernkraftwerke. In
einer 22-seitigen Analyse hat der Geo-
physiker die Studie der Akademie Punkt
für Punkt nachgerechnet. Sein Urteil
fällt vernichtend aus: Die Untersuchung
enthalte Rechenfehler, gehe von teil-
weise falschen Grundlagendaten aus und
leite aus wenigen besonders problemati-
schen AKW-Projekten einen Kosten-
trend ab, der sich so nicht belegen lasse.

ETH spricht von Irreführung

Schwarz ist nicht der Erste, der die wis-
senschaftliche Belastbarkeit der Studie
infrage stellt. Bereits zuvor hatte eine
Gruppe von Forschern der ETH, der
EPFL und des Paul-Scherrer-Instituts
(PSI) erhebliche Zweifel geäussert,
unter ihnen die Kerntechnik-Professo-
rin Annalisa Manera und Andreas Pautz,
Leiter des Nuklearbereichs am PSI. Sie
führten ins Feld, es sei «nicht nachvoll-
ziehbar», wie die 43 Milliarden Franken
berechnet worden seien, und bemängel-
ten, dass nicht transparent gemacht
werde, welche Annahmen zu einer solch
hohen Zahl geführt hätten.

Schwarz’ Kritik an der Kostenschät-
zung beginnt damit, dass er sechs von acht
Kostenangaben in der Studie als mathe-
matisch fehlerhaft bezeichnet. Rechne
man mit den Annahmen, die die Akade-
mie selbst im Bericht nenne, komme man
etwa beim teuersten Szenario nicht auf
27 000 Franken je Kilowatt Leistung, son-
dern auf rund 25 000 Franken. Die maxi-
malen Gesamtkosten eines grossen fran-
zösischen Reaktors würden allein damit
von 43 auf 41 Milliarden Franken sinken.

Die Korrektur um 2 Milliarden Fran-
ken ist noch nicht von entscheidender Be-

deutung. Andere Einwände von Schwarz
greifen deutlich tiefer. Nach seiner Ana-
lyse sind nämlich bereits die Grundlagen
der Schätzung fragwürdig, mit denen die
Akademie mögliche Kostenüberschrei-
tungen herleitet. So fusse das teure
43-Milliarden-Szenario auf einem veralte-
ten Reaktortyp, der in Europa gar nicht
mehr angeboten werde. Für die Schweiz
sei dieser schlicht irrelevant.

Die Akademie stützt ihre Analyse
vor allem auf die jüngsten AKW-Gross-
projekte in Europa und den USA. Deren
Bilanz fällt tatsächlich desaströs aus: Die
Kernkraftwerke Olkiluoto in Finnland,
Flamanville in Frankreich oder Vogtle in
den USA konnten allesamt erst Jahre
später als geplant fertiggestellt werden
und kosteten Milliarden mehr als ur-
sprünglich angekündigt. Auf der Basis
dieser Erfahrungen rechnet die SCNAT-
Studie auch für einen Schweizer Neubau
mit erheblichen Kostenüberschreitun-
gen und baut entsprechende Zuschläge
in ihre Szenarien ein.

Schwarz bestreitet die Probleme bei
diesen Projekten nicht. Er wirft der Aka-
demie jedoch vor, bei mehreren Projek-
ten die ursprünglich geplanten Kosten zu
tief und zum Teil auch die effektiven
Kosten zu hoch angesetzt zu haben. Be-
sonders deutlich zeige sich das beim fin-

nischen Reaktor Olkiluoto 3: Die Aka-
demie setzt die ursprünglich geplanten
Kosten mit 1500 Franken pro Kilowatt
Leistung an, während Schwarz nach
eigener Nachrechnung auf 3400 Franken
kommt – mehr als doppelt so viel.

Weil die Akademie die ursprüng-
lichen Budgets zu tief ansetzt, erschei-
nen laut Schwarz die späteren Kosten-
überschreitungen deutlich grösser. Der
für die Prognose verwendete Über-
schreitungsfaktor liege deshalb rund
70 Prozent zu hoch. Das trage wesentlich
dazu bei, dass die Akademien die Kos-
ten eines möglichen Schweizer AKW so
stark aufgebläht hätten.

Ein anderer Grund ist laut Schwarz
die Auswahl der Projekte. In ihrer
Untersuchung konzentrierte sich die
Akademie auf Europa und Nordame-
rika. Chinesische Anlagen dagegen liess
sie bewusst beiseite. Laut Schwarz unter-
schlägt die Studie damit, dass gerade bei
chinesischen Projekten Lerneffekte ein-
traten und die Kosten für neue Kern-
kraftwerke gesenkt werden konnten.
Auch Projekte in den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten oder südkoreanische
Reaktortypen hätten seiner Ansicht
nach berücksichtigt werden müssen.

Wären diese Projekte einbezogen
worden, hätte sich laut Schwarz ein völ-

lig anderes Bild der Kostenentwicklung
ergeben. Der von der Akademie behaup-
tete Trend stetig steigender Baukosten
sei vor allem das Resultat einer selekti-
ven Auswahl der Projekte und ihrer
chronologischen Anordnung. Schwarz
spricht von einer «Scheinkorrelation».

12 Milliarden in Gegenrechnung

In Tat und Wahrheit hätten die Problem-
fälle im Westen sehr unterschiedliche Ur-
sachen gehabt: In Olkiluoto sei der erste
Reaktor eines neuen Typs gebaut wor-
den, in Flamanville seien massive Quali-
tätsprobleme aufgetreten, in Grossbri-
tannien habe die Regulierung das Projekt
verteuert. Gemeinsam sei den Projekten,
dass die jeweiligen Länder nach jahr-
zehntelangen Unterbrüchen wieder ins
Geschäft mit AKW-Neubauten eingestie-
gen seien und entsprechendes Know-how
neu hätten aufbauen müssen. Daraus ab-
zuleiten, dass jeder nächste Reaktor
zwangsläufig teurer werde, sei falsch.

Schwarz selbst kommt in seinen Be-
rechnungen zu deutlich tieferen Kosten
für den Bau eines Kernkraftwerks und
rechnet je nach Szenario mit 12 bis
19 Milliarden Franken. Seine Gegen-
rechnung stützt sich unter anderem auf
Kostendaten des Herstellers EDF sowie

auf die umfangreiche AKW-Studie der
Axpo. Dabei unterstellt er allerdings,
dass die Bewilligungsverfahren hierzu-
lande gestrafft werden und während der
Bauphase nicht laufend neue technische
Anforderungen hinzukommen, wie dies
bei Neubauprojekten in Europa in letz-
ter Zeit der Fall war.

Die Akademie der Naturwissenschaf-
ten weist die Vorwürfe von Schwarz zu-
rück und hält an den Aussagen ihres Be-
richts fest. Der Sprecher Andres Jordi be-
tont auf Anfrage, dass es sich bei den aus-
gewiesenen Kosten nicht um Prognosen
handle, sondern um Szenarien. Diese soll-
ten beispielhaft zeigen, wie teuer ein
Schweizer Kernkraftwerk werden könnte,
je nachdem, welche Annahmen zu künf-
tigen Baukosten und Kostenüberschrei-
tungen getroffen würden. Schwarz gehe in
seiner Gegenrechnung davon aus, dass
die Hersteller deutliche Effizienzgewinne
erzielten und künftige Projekte kaum
noch aus dem Ruder liefen. Gesichert sei
das aber keineswegs. Der Akademiebe-
richt berücksichtige deshalb bewusst auch
den Fall, dass die erhofften Kosten-
senkungen nur teilweise einträten und es
weiterhin zu Überschreitungen komme.

Auch den Vorwurf willkürlich aufge-
blähter Kosten weist Jordi zurück. Die
angenommenen Überschreitungen orien-
tierten sich an den Erfahrungswerten von
bisherigen Projekten, bei denen die Kos-
ten teilweise um rund 100 Prozent oder
mehr über den ursprünglichen Budgets
gelegen hätten. «Die Annahmen im Be-
richt sind moderat und liegen tiefer.»
Ebenso verteidigt die Akademie ihren
Fokus auf Europa und Nordamerika.
Diese Projekte seien wegen vergleichba-
rer Rahmenbedingungen aussagekräfti-
ger für die Schweiz als chinesische Anla-
gen, etwa wegen Unterschieden bei der
Bauerfahrung, den Lieferketten und den
politischen Rahmenbedingungen. Kos-
tensenkungen durch Lerneffekte und
vereinfachte Designs würden zudem kei-
neswegs ignoriert, sondern im günstige-
ren Szenario berücksichtigt.

Ein Ende des Expertenstreits über die
Kosten der Kernkraftwerke ist derweil
nicht in Sicht. Zumal die umstrittene Stu-
die der Akademie der Wissenschaften
auch in Bundesbern ein Nachspiel haben
wird. So fordert der Solothurner SVP-
Nationalrat Christian Imark vom Bun-
desrat, die SCNAT von unabhängiger
Seite daraufhin überprüfen zu lassen, ob
die Regeln der wissenschaftlichen Inte-
grität eingehalten wurden. Auch will er
vom Bundesrat wissen, ob die Finanzie-
rungsvoraussetzungen bei der vom Bund
finanzierten Institution ausreichend
überwacht werden. Auf die Antworten
des Energieministers und AKW-Freun-
des Albert Rösti darf man gespannt sein.

Experten sind sich uneinig, wie teuer neue Kernkraftwerke tatsächlich würden. SEVERIN BIGLER / CH MEDIA

«Chancen ergreifen
zu können, das ist
für mich finanzielle
Selbstbestimmung.»

Stefanie Walch
Group Senior
Legal Counsel

Wir unterstützen
Menschen dabei,
ihr Leben finanziell
selbstbestimmt
zu gestalten.
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